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Vorwort: Die nehmende Hand

und die gebende Seite

1. Rübli auf eine verzerrte Diskussion

Das politise Feuilleton unserer Tage lebt davon, daß es in endlos variierten

Formulierungen vier Gemeinplätze umwälzt. Erstens: Die Globalisierung

unter neoliberaler Regie hat in letzten Jahrzehnten eine neue soziale Frage

entstehen lassen, die si dur das immer stärkere Aulaffen der Sere

zwisen Arm und Rei manifestiert – im globalen Maßstab wie auf

nationaler Ebene; während die absolute Armut stellenweise zurügeht,

nimmt die die relative Armut in den wohlhabenden Gesellsaen zu.

Zweitens: Die traditionelle Linke, die wesentli Arbeiter- und

Arbeitnehmerbewegung war, ist tot und kehrt do aufgrund der neuen

Gegebenheiten als Interessenorganisation der Prekären und Arbeitslosen

wieder – wobei ihre potentielle und reelle Klientel das ärmere Fünel der

reien Gesellsaen umfaßt – genug für eine Partei wie Die Linke, zu

wenig für eine Sozialdemokratie herkömmlien Stils. Driens: Die

modernen sozialen Systeme – spri die wohlfahrtsstaatli organisierten

Nationalstaatsgesellsaen der Ersten Welt – haben die Fähigkeit

entwielt, ihre früher so genannten systemsprengenden »Widersprüe« in

stimulierende Irritationen umzuwandeln und aus internen Konflikten

Anlässe zu systemstabilisierendem »Lernen« zu maen – sehr zur

Enäusung derer, die ihre Hoffnungen auf die »Revolution«, die

»Katastrophe« oder das »Ereignis« setzten. Viertens: In einer Situation wie

dieser liegt die Chance des sozialen Protests fast aussließli in der

Auslösung von Skandalen – daher ist der gute Gebrau des Skandals eines

der Miel, das utopise Potential der politisen Lebensform Demokratie

am Leben zu halten.



I möte mit der hier vorgelegten Dokumentation einiger meiner

Äußerungen zur aktuellen Debae über die neue soziale Frage den

Vorslag maen, diese Gemeinplätze und ihren inneren Zusammenhang

anhand eines plötzli zum Politikum gewordenen emas zu überprüfen:

Tatsäli hae i – und nit nur beiläufig, sondern mit ernstgemeinten

Argumenten – vor einiger Zeit angeregt, eine allmählie Umwandlung des

bestehenden Steuersystems von einem bürokratisierten Ritual der

Zwangsabgaben in eine Praxis freiwilliger Bürgerbeiträge zum Gedeihen des

Gemeinwesens in Erwägung zu ziehen. Dieser Vorslag mote

ungewöhnli klingen, er ergab si jedo mit zwingender Konsequenz aus

den anthropologisen und moralphilosophisen Überlegungen, denen i

mi seit einer Reihe von Jahren widme: Sie kondensieren si in der

Empfehlung, die überzogene Erotisierung unserer von Aneignungsaffekten

dominierten Zivilisation dur eine stärkere Betonung der thymotisen, das

heißt stolzhaen und gebenden Regungen auszugleien.

1 

Sollte ein Hau

von Ironie an meinen esen zu bemerken gewesen sein, so wäre diese dur

eine berufsbedingte Selbstdistanz zu erklären. Ein Autor kann

normalerweise ziemli gut einsätzen, wann er etwas von si gibt, was

aller Wahrseinlikeit na in den Wind gesproen ist. Zumindest sien

es mir so: Ohne den Beweis dur die Tatsaen häe es niemand, i selbst

zu allerletzt, für mögli gehalten, daß eine Wortmeldung zu dem

hierzulande seit Jahrzehnten monoton diskutierten Komplex der

unumgänglien und do unmöglien »Steuerreform« überhaupt jemals

no Aufmerksamkeit erregen könnte.

Genau dies jedo gesah im Ansluß an einen kompakten Essay, den

i am 10. Juni 2009 zu der (aus Anlaß der internationalen Finanzkrise na

dem Crash der Lehman-Bank im September 2008) von der Frankfurter

Allgemeinen Zeitung lancierten Serie über »Die Zukun des Kapitalismus«

vorgelegt hae – die Reihe als ganze ersien vor etwa einem halben Jahr als

Bu in der edition suhrkamp.
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Mit einer Verzögerung von wenigen Monaten

wurde dieses Papier, das unter dem redaktionellen Titel »Die Revolution der

gebenden Hand«

3 

ersienen war, von einem aufgebraten Leser zum

Anlaß genommen, zu behaupten, der Verfasser habe si nun für immer aus



dem Kreis der zurenungsfähigen Zeitgenossen verabsiedet. Der Angriff

auf meine esen erfolgte in einer Ausgabe der Zeit im September 2009 unter

dem (wohl ebenfalls redaktionellen) Titel »Fataler Tiefsinn aus Karlsruhe«.

Er stammte aus der Feder von Axel Honneth, einem Nafahren der

Frankfurter Sule – i habe darauf halbwegs gelassen, aber nit ganz

ohne Zuspitzungen, mit einer Replik in der FAZ geantwortet, in der i

meine Idee no einmal erläuterte, wona nur eine Ethik des Gebens die

Stagnation der zeitgenössisen politisen Kultur überwinden könnte.

Aus der nun kanalisierten Erregung über meine mit Hilfe der

Feuilletonredaktion der Zeit effektvoll verzerrten esen entwielten si

mehrere parallele Debaen, die in einigen Tages- und Woenzeitungen über

ein paar Monate am Leben gehalten wurden – teils unter dem Stiwort

»Klassenkampf von oben« (was in meinen Augen eine ziemli eigenwillige

Absweifung vom ema »Steuerreform aus dem Geist des Gebens«

bedeutete), teils in Form von Beiträgen zu einer Standortbestimmung einer

aktuellen Linken (was i no immer für eine produktive Fragestellung

halte, obson mir, wie vielen Zeitgenossen, nit entgangen ist, wie wenig

die herkömmlie Links-Rets-Unterseidung zum Verständnis der

heutigen sozialen Verwerfungen beiträgt). I hae von der Bedeutung der

Großzügigkeit für die Demokratie spreen wollen, um den Weg zu einem

empathis umgestimmten Gemeinwesen anzudeuten – die Mehrheit der

Kommentatoren jedo wollte meine esen so lesen, als häe i unter dem

Stiwort »Freiwilligkeit« eine Steuersenkung für die Reien gefordert. I

hae von einer Intensivierung des Gemeinsinns dur die erweiterte

Spendentätigkeit gehandelt, meine Kritiker hingegen wollten in diesen

Überlegungen gefährlie Loerungsübungen erkennen, die auf nit

weniger als die Zerstörung des Sozialstaats zielen. Damit die Komik zu

ihrem Ret kommt, erwähne i die von einem fröhlien Blogger

aufgebrate Idee, i häe mi mit meinem Essay um die Mitgliedsa

bei den Freien Demokraten beworben. Wer Gesma an der Groteske hae,

kam auf seine Kosten dur die von einem Honneth-Leser aufgestellte ese,

i wolle zum »antifiskalisen Bürgerkrieg« aufrufen. Wer auf Delirien

Lust hae, fand au dieses Bedürfnis befriedigt: Unter dem Datum vom 21.



Januar 2010 las man in der Zeit eine Umdrehung meiner esen, die hohe

Erwartungen ans Kabare aus der Anstalt erfüllte: I häe die Beelei

befürwortet, indem i Überlegungen zur Reform der Fiskalität dur den

Einbau freiwilliger Elemente in sie anstellte!

4 

Sole Kuriosa erwähnt man

nur, wenn sie zur Sae selbst gehören: Wer in dem heutigen stark re-

ideologisierten intellektuellen Feld der BRD den Versu unternimmt, eine

Programmatik für eine parteili-überparteili zukunweisende Finanz-

und Sozialpolitik im 21. Jahrhundert zu definieren, die mit dem Vorslag

verbunden ist, endli au die Wohlhabenden zu integrieren und die

Gemeinwohlidee nit mehr bloß dur erzwungene Umverteilung zu

siern, sondern in einer Ethik des Gebens auf breitester Basis zu

begründen, muß si auf Widerstand seitens der Verteidiger

jahrhundertealter Klisees gefaßt maen.

Debaen enden hierzulande in der Regel damit, daß das Publikum seine

von den Medien permanent umworbene Aufregungsbereitsa na kurzer

Zeit anderen emen zur Verfügung stellt. Am Ende siegt regelmäßig die

Ersöpfung über das Lernen. Der demokratise Gebrau der Aufregung

bestünde im vorliegenden Fall darin, gewisse esen, die, zum Halbsatz

verkürzt, provokativ und abwegig erseinen, in den ritigen Kontext zu

stellen und sie in weiterwirkende Anregungen umzuwandeln. Die hier

zusammengestellten Dokumente sind als Beiträge des Autors zu einem

Diskussionsexperiment zu lesen, das über die Entstellungen und

Projektionen hinausführt, wie sie in vielen Artikeln des vergangenen Jahres

zutage kamen. I möte meine konflikrätige ese no einmal

erläutern, wona in einer demokratisen Gesellsa Steuern aus

Zwangserhebungen in freiwillig erbrate Bürgerspenden für das

Gemeinwesen umgewandelt werden müßten – für eine Anfangszeit zu einem

beseidenen Prozentsatz, später progressiv in höheren Proportionen. Nur

eine sole Transformation, behaupte i, könnte die in Routinen der

Staatsverdrossenheit erstarrte Gesellsa reanimieren und einen neuen

Hau von Gemeinwesenbewußtsein in die selbstbezügli gewordenen

Funktionssysteme tragen. Eine Wiederbelebung dieser Art käme einer Kehre

glei, die unserem entgeisterten politisen Betrieb eine moralis



ansprusvolle Alternative zum visionslosen Weitermaen im Gewohnten

aufzeigt.

Natürli wäre es naiv, von einer Neubestimmung der

Gemeinwesenfinanzierung all die Effekte zu erwarten, die si die

Wohlmeinenden von einem Konzept wie »soziale Geretigkeit« oder gar von

der Utopie einer »post-kapitalistisen« Wirtsasweise verspreen.

Gleiwohl bin i der Überzeugung, eine tief ansetzende Neuausritung

der Steuertätigkeit könnte einen witigen Sri in die gute Ritung

bewirken. Zu diesem Zwe ist es keineswegs nötig, erneut den »Geist der

Utopie« zu beswören oder hilflose Großbehauptungen wie un altro mondo

è possibile zu wiederholen. Es sollte genügen, zu zeigen, daß eine andere Idee

von Steuern mögli ist – und daß von einer entspreenden alternativen

Praxis weitreiende Impulse zur Revitalisierung des Gemeinwesens

ausstrahlen. Über die Chancen für die rase Akzeptanz meiner

Überlegungen mate i mir von vornherein wenig Illusionen. Au i

weiß, was systemise Trägheiten sind. So gut wie jeder andere bin i mit

dem Phänomen vertraut, daß eingesliffene Vorurteile um ihr Überleben

kämpfen, und das steuerpolitise Vorurteil hat sieben Leben. Denno

seint es mir nötig, die Fragwürdigkeit, mehr no, die Destruktivität des

herrsenden Zwangssteuersystems zu verdeutlien – von der

babylonisen Irrationalität seiner Ausgestaltung in unserem Land ganz zu

sweigen.

I lege dem Publikum insgesamt ein gutes Dutzend Dokumente aus

jüngerer Zeit vor – den eben genannten FAZ-Aufsatz und eine Reihe von

Interviews und Statements, mehrheitli aus dem letzten und vorletzten

Jahr, in denen i auf Fragen von Journalisten zum aktuellen ema und

zum Umfeld der weltweiten Finanz- und Moralkrise der Gegenwart

antworte. Mir sien es plausibel, einige Gespräe in die Sammlung

einzusließen, die einen weiteren thematisen Fokus aufweisen und au

von anderen Sorgen als von der besseren Begründung der Steuern handeln.

Sie führen aufs Feld der allgemeineren Zeitdiagnostik und enthalten

Verständigungen über globale Trends. Vor allem zeigen sie, wie das in

meinen Büern des letzten Jahrzehnts stets präsente Motiv einer



Psyopolitik der Großzügigkeit von vornherein in den Horizont einer Ethik

der Gabe eingebeet ist.



2. Der nehmende Staat

Auf den ersten Bli erseint im Verhältnis zwisen den Staaten und ihren

Gesellsaen nits so normal wie die Tatsae, daß si die öffentlie

Hand am produktiven wie am konsumtiven »Leben« der Gesellsa dur

alle Arten von Steuererhebung und Abgabenerzwingung »beteiligt«. Der

Steuerstaat ist eine Instanz, die praktis bei allen Gesäen seiner Bürger

als nehmende Partei im Spiel ist. Er bildet die Idealbesetzung für die Rolle

des unsitbaren Drien bei jedem bilateralen Taus. In Gemeinwesen des

in Europa heute dominierenden Typs wird kaum irgendwo ein Tag bezahlter

Arbeit geleistet, ohne daß der Fiskus auf seinem Vorret besteht, den Ertrag

derselben mit einer Steuer zu belasten. Au der Konsum wird punktgenau

erfaßt. Es wird keine Zigaree geraut, ohne daß der Finanzminister aus

dem grauen Dunst seinen Vorteil herausliest, es wird kein Glas Wein

getrunken, ohne daß der Fiskus mit angeheitert würde. Es wird von

»Mensen unterwegs«, man sagt au: von Mobilitätskonsumenten in

eigenen Fahrzeugen, kein Kilometer zurügelegt, ohne daß die staatlie

Seite dabei das Ihre kräig geltend mat. Man kann keine Suppe auswärts

essen und keine Nat in einem Hotel verbringen, ohne daß der Fiskus seine

Hand auf die Renungen legt. In früheren Zeiten nahm der französise

Fiskus die Zahl der Fenster an Häusern zum Vorwand, um den Ausbli mit

einer Steuer zu belegen, er zählte die Kamine an einem Gebäude, um von

ihrer Anzahl die Höhe der Abgabe für das menslie Wärmebedürfnis

abzuleiten. Die preußise Staatsweisheit ersann die Mahl- und

Slatsteuern (die bis 1873 erhoben wurden), um überall den Fiskus mit zu

Tis zu bien, wo Bürger Brot und Fleis verzehrten.

An Begründungen für den Steuerzwang hat es nie gefehlt – von alters her

führten die Satzverwalter jedes nur denkbare Argument ins Feld – vom

Willen der Göer bis zur Not des Vaterlandes. Unsere Gewöhnung an die

Zumutung, an die immer durslagend bewiesenen staatseigenen



Wahrheiten zu glauben, reit bis in alte Siten unseres Daseins als

politise Wesen. Fiskalise Unterwerfungsübungen gehen bis auf frühe

Staatsbildungen zurü, und die Resignation der Geber reit tief, trotz

gelegentlier Rebellionen (»No taxation without representation!«). Au die

gegenwärtigen Zustände fügen si in das Kontinuum der widerspenstigen

Ergebung ins fiskalise Sisal ein. Swerli läßt si ein Tatbestand

des zeitgenössisen Lebens benennen, der so hintergrundwirksam wäre wie

die konfuse Überzeugung: daß es dem Staat eben irgendwie zukommt, bei

allen Vorgängen unseres ökonomisen und vitalen »Stoffwesels« auf seine

Weise mit im Spiel zu sein – und im Spiel sein, das heißt hier: eine Prämie

auf alles nehmen.

Häe der Gedanke, die Gewährung von Bürgerreten sei gegen die

Erfüllung von Bürgerpfliten aufzurenen, je einer Illustration bedur, sie

würde dur den Hinweis auf die aktuelle Steuerlast der einzelnen, der

Haushalte, der Betriebe und der Körpersaen geliefert. Seit langem wird

diese Bürde wie eine natürlie Gegebenheit hingenommen; nur libertäre

erulanten muen hin und wieder gegen das fiskalise Fatum auf. Damit

wir uns ret verstehen: Es steht außer Frage, daß der Staat, der autoritäre

wie der freiheitlie, eine hinreiend gefüllte Satztruhe braut, um

seinen Aufgaben nakommen zu können. Er wird an so vielen Fronten zum

Tätigwerden berufen: als Befehlshaber einer Streitmat, als Bürge für die

Sierheit seiner Sutzbefohlenen im Inneren, als Organisator von

Infrastrukturen, als oberster Präfekt des Sulwesens, als Sutzherr des

Retssystems, als Wäter über die Orthographie sowie als Dienstherr

zahlloser sonstiger Ordnungsfunktionen – nit zuletzt als Garant seines

Engagements für die Benateiligten und Swaen –, so daß kein Bürger

si der Einsit entziehen kann, er müsse seine Tasen für den swer

beanspruten großen Bruder öffnen. Zur Fülle der Aufgaben kommt hinzu,

daß der Staat als Kommandeur eines stehenden Heeres eigener Bediensteter

auf dem Posten sein muß. Mit gut viereinhalb Millionen Besäigten ist der

Öffentlie Dienst hierzulande der lebende Beweis dafür, daß der Staat bei

der Saffung von Arbeitsplätzen im eigenen Hoheitsgebiet geradezu kreativ



zu werden vermag. Man kann dem heutigen Staat alles möglie vorwerfen,

nur das eine nit: daß er die Seinen vergäße.

5

Kommen wir zur Sae! Niemand hat je im Ernst geleugnet, daß zu einer

geordneten Staatlikeit ein zuverlässiges Finanzwesen gehöre. Meine

Anregungen tasten die gültigen Evidenzen nit an. Was selbstverständli

ist, soll selbstverständli bleiben. Wären Steuern, wie mane sagen, nur der

natürlie Preis des Glüs, in einem effizienten Staat zu leben, so bräute

man über ihre weitere Begründung kein Wort zu verlieren – obson über

ihre Höhe zu streiten bliebe.

6 

Jedo: Es gibt es im verborgenen Kern des

Selbstverständlien einen Komplex von Annahmen, die si bei näherem

Zusehen als ein völlig inkohärentes und unplausibles Konstrukt erweisen.

Auf diese swae Stelle zielt, was i im Folgenden erläutern will. Wer

dort genauere Sondierungen vornehmen möte, stößt fürs erste auf die

Mauer der Tatsälikeit: Der aktuelle Staat ist, wie jeder seiner Vorgänger,

ein nehmender Staat, der immer eben gerade so viel nimmt, wie er faktis

nimmt. Sollte man ihn jemals mit der Frage konfrontieren, wie er sein

nehmendes Benehmen retfertigt, so wird man feststellen: Er ist es gewohnt,

in Tautologien zu kreisen. Er erhebt Steuern, weil es zum Staatsein gehört,

Steuern zu erheben, und er braut das Geld, weil es keinen Staat gibt, der

das Geld nit braut. Auf diese abweisende Logik kann der Bürger allein

mit Fatalismus antworten. Den vernimmt man in dem Bonmot, das

Benjamin Franklin kurz vor seinem Tod einem Briefpartner anvertraute:

»Völlig sier sind auf dieser Welt nur zwei Dinge, man stirbt und man zahlt

Steuern.«

7

Wenn Einmütigkeit darüber besteht, daß si der Staat retens als eine

Instanz darstellt, die zu ihrem Funktionieren ausreiende Miel braut,

kann eine tiefer eindringende steuerethise Debae si allein an der Frage

entzünden, wie dieses Brauen artikuliert wird und wie es si vor den

Bürgern erläutert. Kein geringerer als omas von Aquin hat die Praxis der

Besteuerung im 13. Jahrhundert als »legalen Raub« bezeinet – na mehr

als siebenhundert Jahren wartet man no immer auf bessere Erklärungen

für das Beiwort »legal«. Die Überprüfung häe darauf zu aten, mit

welen Argumenten die nehmende Staatlikeit si vor der gebenden



Gesellsa retfertigt; wie si der Wille zum Nehmen seitens des

staatlien Apparats in der Praxis äußert; und ob für die Bürger

demokratiser Gemeinwesen angemessene Spielräume für eigene

Stellungnahmen zu den fiskalisen Bedarfsdiktaten bestehen.

Um es kurz zu maen: Die Prüfung fällt ernüternd aus. Der

tautologise Steuerstaat erläutert si nit – heute so wenig wie zur Zeit

der Feste feiernden und Kriege führenden Fürsten. Angesits des

Sweigens, das der moderne, vorgebli demokratis legitimierte (in

Wahrheit no immer in spätabsolutistisen Routinen und hoheitlien

Diktaten fundierte) Steuerstaat über seine Retfertigungen wahrt, könnte

man in eine traurige Grübelei verfallen: Wäre es mögli, daß wir uns im

Gefolge der Französisen Revolution und des seither dominierenden

Evolutionsdenkens ein falses progressives Weltbild vorgegaukelt haben?

Könnte es sein, daß Begriffe wie Feudalismus, Absolutismus und Demokratie

keine so tiefen Einsnie besreiben, wie man uns allgemein glauben

mat, sondern nur Nuancen in der monotonen Gesite der nehmenden

Hand bezeinen? Vielleit sind sämtlie Wandlungen dessen, was man

das »Wirtsasleben« nennt, nur flütige Moden bei der

unersüerlien Sröpfung der jeweils Ausbeutbaren dur die

diensthabenden Mäte? Im Stil des Melanolikers Leopardi möte man

fragen: Wozu all die Aufregung, die man Gesite nennt, wenn alles

zuletzt nur auf den Untersied zwisen sklavenhaltenden und

bürgerhaltenden Staaten hinausläu?

Wie dem au sei, es wäre vergebli, vom aktuellen Fiskus eine rational

befriedigende Auskun über die seinem nehmenden Verhalten

zugrundeliegenden Prinzipien zu erwarten. Au der zahlungsbereiteste

Bürger gewinnt heute nirgendwo einen überzeugenden Anhaltspunkt für

seinen guten Willen. Der Glaube, der die Einsit sut, läu hier ins Leere.

Gewiß, es gibt im Grundgesetz unseres Landes eine kurze Aussage über die

Gemeinwohlpflitigkeit des Eigentums, und man liest von Artikel 104 an

einige Sätze, die das Finanzwesen des zu gründenden Staates behandeln. Von

diesen lapidaren Artikeln führt kein Weg zu der minoisen

Steuerwirklikeit der Gegenwart. Aus dem deutsen Steuerlabyrinth führt



kein Ariadnefaden die Verirrten auf den Weg zum Ausgang. Eine viel

bessere Orientierung gewinnt man, wenn man das ungesriebene

Grundgesetz heranzieht, dem unsere Staatsdiener und Steuerprofessoren

realiter verpflitet sind. In ihm heißt es in fast unlesbar kleiner Sri: »Die

Resignation des Bürgers ist die Grundlage solider öffentlier Finanzen. Nur

der hinreiend verwirrte Bürger verzitet darauf, ein vermeintlies Ret

auf Transparenz in Anspru zu nehmen. Nits sadet dem Finanzwesen

eines Staates mehr als das unreife Begehren der Bürger, es verstehen zu

wollen.« Erst in der Undursitigkeit der Vorgänge kommt der von seinem

Nehme-Ret durdrungene Staat ganz zu si. In seiner

Unverständlikeit gewinnt er seine wahre Identität. Er sprit darum am

liebsten mit si selbst und begründet si aussließli aus seinem

tatsälien Betrieb. Indem er sagt, was er braut, nimmt er au son,

soviel er will, und indem er zugrei, demonstriert er, was er zu brauen si

zugebilligt hat. Sollte das aktuelle Auommen für sein answellendes

Brauen nit genügen, holt si der Staat son heute das Seine aus der

Zukun, indem er si bis über den Seitel versuldet und so das näste

Jahrhundert bürgerlier Entmündigung vorbereitet.

Tatsäli beruht der beunruhigendste Aspekt der gegenwärtigen

Finanz- und Wirtsaskrise, die galoppierende Staatsversuldung, auf

einer weltweit grassierenden radikalen Mißdeutung der Steuern: Etatisten

und Fiskalisten aller Länder fassen de facto au die erst in Zukun zu

leistenden Steuern als unumgehbare Sulden der Bürger beim jeweiligen

nationalen Fiskus auf und behandeln sie daher so, als ließen sie si wie

positives Staatseigentum im voraus verpfänden. Ihnen allen entgeht der

grobe Kategorienfehler, der jedem solen Fiskalismus innewohnt: Sta die

steuerlien Leistungen der Bürger zugunsten ihres Gemeinwesens als freie

Zuwendungen der Gesellsaer an die Staatskasse aufzufassen – was sie

dem Stand der Sae na tatsäli sind und als wele sie endli in aller

Form begriffen werden sollten –, werden sie als gegebenenfalls vollstrebare

künige Sulden vorgestellt, die jeder Bezieher von Einkommen und jeder

Konsument von Waren und Diensten a priori auf si lädt. Die gefährliste

Perversion der politisen Systeme unserer Tage, die entfesselte


